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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Hans Stöckli (sp, BE), der für die GPK-SR im Ständerat über den Geschäftsbericht 2022
des Bundesgerichts informierte, hob vier Bereiche hervor: Allgemeines, Geschäftslast,
Spruchkörperbildung und Aufsichtsfunktion des Bundesgerichts. Neben zahlreichen
Mutationen und der planmässigen Umsetzung der Digitalisierung im Rahmen von
«Justizia 4.0», habe 2022 auch die Planung einer Totalsanierung des Gerichtsgebäudes
in Lausanne begonnen. Da die Erdbebensicherheit nicht gewährleistet sei, müsse 2028
mit der Renovation begonnen werden, was bei einer geplanten Umbauzeit von 3 Jahren
eine nicht ganz einfach zu findende Übergangslösung voraussetze. 
Ein seit einigen Jahren wachsendes Problem stelle die Geschäftslast bzw. die langsame
Erledigung der Fälle dar, so Hans Stöckli zum zweiten Bereich. Insbesondere beim
Bundesgericht, bei dem mit 7'392 neuen Fällen zwar im Vergleich zum Vorjahr 6.2
Prozent weniger Fälle eingereicht worden seien, seien auch 5 Prozent weniger Fälle
erledigt worden als im Vorjahr. Die pendenten Fälle hätten damit entsprechend um 7.8
Prozent zugenommen. Ebenfalls «nicht erfreulich» sei die Zunahme der mittleren
Dauer für die Erledigung eines Falles von 149 Tagen (2021) auf 174 Tage (2022), so der
Berner SP-Ständerat. Als Gründe für die verringerte Effizienz seien vom Bundesgericht
die Restrukturierungen, die personellen Mutationen, die zunehmende Komplexität der
Fälle und der Umstand angeführt worden, dass sich die Effizienzsteigerung, die sich
während der Covid-19-Pandemie dank vermehrtem Homeoffice gezeigt habe, 2022
nicht mehr wiederholt habe. Bei den anderen erstinstanzlichen Gerichten sah es
hinsichtlich Geschäftslast etwas besser aus. Das Bundesstrafgericht konnte zahlreiche
Pendenzen abbauen und mehr Fälle bei der Berufungskammer erledigen, als
eingegangen waren, wodurch das Bundesstrafgericht einen «Erledigungsquotienten von
wunderbaren 111 Prozent» ausweisen konnte. Bei der Berufungskammer liege dieser
Erledigungsquotient hingegen lediglich bei 90 Prozent und auch die
Fallbearbeitungsdauer habe sich erhöht. Dies erstaune die GPK allerdings nicht,
berichtete Hans Stöckli und verwies auf den Bericht der GPK zur Unterdotierung der
Berufungskammer. Als «komplex» bezeichnete Stöckli auch die Situation beim
Bundesverwaltungsgericht. Zwar wurden auch dort mehr Fälle erledigt als neu
eingegangen waren (Erledigungsquotient von 105 Prozent), die durchschnittliche
Verfahrensdauer liege allerdings bei 283 Tagen und rund 1'000 Fälle seien älter als zwei
Jahre, so Stöckli. Hauptgrund für diesen Missstand sei die Verschiebung der
Ressourcen hin zu den Asylverfahren, bei denen das BVGer bemüht sei, die neuen
gesetzlichen Fristen bei Beschwerden von 25 Tagen einzuhalten, was bei 53 Prozent
dieser Fälle gelinge. Künftig sei damit zu rechnen, dass die Zahl der Beschwerdefälle in
diesem Bereich weiter ansteigen werden. Grund dafür sei, dass im SEM, also der
Vorinstanz, zahlreiche zusätzliche Mitarbeitende angestellt worden seien, womit mehr
Fälle bearbeitet werden könnten, was in der Folge dann auch zu einer höheren
Gesamtzahl an Beschwerden führen dürfte. Vor diesem Hintergrund müsse eine
Erhöhung der Richterstellen am BVGer, wie von diesem angefragt, baldmöglichst
diskutiert werden. Beim Bundespatentgericht schliesslich sei die Geschäftslast leicht
zurückgegangen und die Pendenzen etwa gleich geblieben
Bei der Geschäftsverteilung, die in letzter Zeit einiges zu reden gab, seien
Verbesserungen festzustellen, so GPK-Sprecher Hans Stöckli zum dritten
Themenbereich. Die Reglemente zur Spruchkörperbildung seien in den verschiedenen
Gerichten angepasst worden, das BVGer habe ein Controlling eingeführt und beim
Bundesgericht sei neu die Parteizugehörigkeit aller Bundesrichterinnen und
Bundesrichter öffentlich auf der Webseite einsehbar, was der Transparenz diene. Die
GPK werde die weiteren Entwicklungen «mit Interesse verfolgen». 
Schliesslich habe man sich mit dem Bundesgericht zu dessen Rolle als Aufsichtsorgan
über die anderen drei erstinstanzlichen Gerichte ausgetauscht. Das BGer sei der
Auffassung, lediglich eine institutionelle Aufsichtsfunktion zu haben, womit keine
Dienst- oder Disziplinaraufsicht über einzelne Personen wahrgenommen würden. Die
GPK beurteile diese Situation als unbefriedigend und werde sich diesem Thema
annehmen. Er – Hans Stöckli – sei dann allerdings nicht mehr dabei. In der Tat hatte der
Berner Ständerat bereits früher angekündigt, für die neue Legislatur nicht mehr zu
kandidieren. 
In der Folge ergriff der Vize-Präsident des Bundesgerichts, François Chaix, das Wort. Er
entschuldigte sich, dass aufgrund eines «fâcheux conflit de dates» nicht der
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Bundesgerichtspräsident, Yves Donzallaz, anwesend sein könne. Der Vizepräsident
bedankte sich beim Ständerat für die rasche und unkomplizierte Aufstockung der Zahl
der Bundesrichterinnen und Bundesrichter von 38 auf 40 im Jahr 2022, was eine
Restrukturierung des Bundesgerichts in acht Kammern zu fünf Richterinnen und
Richter bzw. die Schaffung einer zweiten Strafrechtsabteilung ermöglicht habe, in
denen die beiden in der Frühjahrssession neu gewählten Kollegen ab 1. Juli 2023
arbeiten werden. Ab Mitte 2023 werde das Bundesgericht also funktionsfähig sein und
auch die mehrjährige Restrukturierung sei per Ende Jahr abgeschlossen. Auch auf das
Problem der Spruchkörperbildung ging Chaix kurz ein. In der Tat habe das
Bundesgericht die Zusammensetzung der Spruchkörper «de manière un peu
artisanale» aber stets mit gutem Willen gehandhabt, halte sich fortan aber an
Transparenzüberlegungen und angepasste Reglemente. Die Baustelle der
Aufsichtsfunktion sei hingegen heikler und werfe viele Fragen bezüglich Rechtsmitteln
und Unabhängigkeit der Gewalten auf. In der Folge hiess der Ständerat den
Bundesbeschluss über den Geschäftsbericht des Bundesgerichtes für das Jahr 2022
diskussionslos und einstimmig gut. 

Noch am selben Tag wurde der Bericht auch im Nationalrat als Zweitrat diskutiert. Hier
berichteten Laurent Wehrli (fdp, VD) und Manuela Weichelt (gp, ZG) für die GPK-NR.
Inhaltlich glichen die Voten der Berichterstattenden demjenigen von Hans Stöckli im
Ständerat. Allerdings verwies Laurent Wehrli zusätzlich auf die Massnahmen, die man
dank der GPK aufgrund der Vorkommnisse im Bundesstrafgericht getroffen habe und
die langsam Früchte trügen. Die GPK achte auf die Entwicklung von Ereignissen, die
Personen betreffen, wie dies im Bundesstrafgericht der Fall gewesen sei und aktuell
auch im Rahmen eines Ereignisses am Bundesverwaltungsgericht geschehe, wo
Amtspflichtverletzung eines Richters vermutet werde. Auch die Ausführungen von
François Chaix entsprachen in der Folge jenen, die er kurz zuvor im Ständerat gemacht
hatte, bevor auch der Nationalrat den Bundesbeschluss diskussionslos guthiess. 1

1) AB NR, 2023, S. 1239 ff.; AB SR, 2023, S. 550 ff.; Geschäftsbericht 2022 des Bundesgerichts; Medienmitteilung
Bundesgericht vom 13.3.23
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